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Ende März stehen im 
gesamten Bundesgebiet 
die Ostermärsche der 

Friedensbewegung an. Welche 
politische Bedeutung haben 
die traditionellen Proteste vor 
dem Hintergrund abnehmen-
der Teilnehmerzahlen noch? 

Wir stehen stets vor dem Spagat, 
wie deutlich wir in unseren Auf-
rufen die politischen 
Missstände anpran-
gern, oder ob wir uns 
auch den Anhängern 
der Parteien öffnen 
wollen, die Mitver-
antwortung für Krieg 
und Rüstung – und 
damit auch für Flucht 
und Vertreibung – 
haben. Da sind wir 
als Bewegung in den 
letzten Jahren eher 
uns selbst treu ge-
blieben, als dass wir 
in der Hoffnung auf 
Zuwachs unehrlich 
werden wollten. Lie-
ber erhalten wir Ab-
sagen auf Anfragen 
nach Erstunterzeich-
nung unserer Aufrufe, als dass wir 
Kriegseinsätze dulden. Trotzdem 
ist die politische Bedeutung der 
Ostermärsche wohl kaum in Frage 
zu stellen.

Die Mehrheit der Bundesbür-
ger ist Meinungsumfragen zu-
folge gegen Auslandseinsätze 
der Bundeswehr. Warum ge-
lingt es der Friedensbewegung 
trotzdem nicht, die Menschen 
auf die Straße zu bringen? 

Richtig ist zwar, dass die Mehr-
heit der Bevölkerung Deutschlands 
nach wie vor Kriegsbeteiligungen 
gegenüber negativ eingestellt ist. 
Letztlich scheint das eine Grund-
haltung zu sein, die aber nicht 
konsequent zu Ende gedacht wird. 
Denn wie lässt sich sonst erklären, 
dass die im Bundestag sitzenden 
Politiker unterschiedlicher Frak-
tionen mit übergroßer Mehrheit 
für Kriegseinsätze stimmen kön-
nen, ohne dafür bei Wahlen abge-
straft zu werden. Ich erinnere da 
unter anderem an die Beteiligung 
der Bundeswehr am Krieg in Sy-
rien – beschlossen als »Solidarität 
mit Frankreich« nach den Anschlä-
gen von Paris.

Aktuell wird viel über den 
Umgang mit Flüchtlingen ge-
stritten. Warum verwechseln 
nicht wenige Menschen in 
dieser Debatte Ursache und 
Wirkung?

Es ist leider so, dass viele Men-
schen sich ausschließlich von den 
Massenmedien berieseln lassen, 
die die Flüchtlingsfrage nur mit den 
Auswirkungen auf uns und nicht mit 

den Fluchtgründen thematisieren. 
Brennende Flüchtlingsunterkünfte 
werden als Problem für den Tou-
rismus dargestellt und kaum noch 
als Verbrechen gegen Menschen. 
Sinkende Übernachtungszahlen in 
Sachsen mögen im Einzelfall be-
dauerlich sein, sind aber in dem Zu-
sammenhang als Problem besten-
falls drittrangig.

Wie wichtig ist es 
vor diesem Hin-
tergrund, die The-
menfelder Frieden 
und Antifaschismus 
wieder verstärkt 
zusammenzuführen? 
Die Antifa Watten-
scheid ist seit Beginn 
der Ostermärsche 
an Rhein und Ruhr 
bei der Planung und 
Durchführung dabei. 
Auch Friedensgruppen 
in anderen Orten legen 
ihren Schwerpunkt 
nicht erst seit diesem 
Jahr auf den Kampf 
gegen Faschismus und 
Krieg. In Dortmund-
Dorstfeld wird jährlich 

Nazis und Rassisten entgegengetre-
ten. In diesem Jahr gibt es noch 
einen Zwischenstopp in der Innen-
stadt von Dortmund, wo an den 
von Neonazis begangenen Mord an 
dem Punk Thomas Schulz, genannt 
»Schmuddel«, zu Ostern vor elf Jah-
ren erinnert wird. Die Themen Frie-
den und Antifaschismus werden bei 
uns also stets zusammengedacht.

Nun hat sich die Friedensbe-
wegung aufgrund anhaltender 
Debatten um eine vermeint-
lich »neue Friedensbewe-
gung« über Monate selbst 
gelähmt. Die Diskussionen 
drehten sich darum, inwie-
fern diese nach rechts offen 
sei. Müsste die Losung »Ge-
gen Faschismus und Krieg« 
nicht sowieso der inhaltliche 
Grundkonsens der Friedens-
bewegung sein? 

Es wäre anmaßend von mir, für 
die gesamte Friedensbewegung zu 
sprechen, aber ich denke schon, 
dass vor allem in der »traditio-
nellen« Friedensbewegung der 
Zusammenhang von Faschismus 
und Krieg als untrennbar gilt. Da 
gibt es zahlreiche Doppelmitglied-
schaften von Akteuren in Orga-
nisationen der Friedens- und der 
Antifabewegung, da gibt es aktive 
Zusammenarbeit auf allen Ebe-
nen. Wir als DFG-VK beteiligen 
uns stets an der Antifaschistischen 
Landeskonferenz genauso wie die 
VVN-BdA am Ostermarsch und 
anderen Friedensdemonstrationen.
� Interview: Markus Bernhardt

www.ostermarsch-ruhr.de

EU verlängert Sanktionen 
gegen russische Bürger
Brüssel. Die Europäische Union hat 
Sanktionen gegen russische Staatsbür-
ger und Offizielle der »Volksrepubli-
ken« im Osten der Ukraine verlängert. 
Die 146 betroffenen Personen dürfen 
damit für weitere sechs Monate nicht in 
EU-Staaten einreisen. Außerdem bleibt 
ihr Vermögen in der EU eingefroren. Al-
len Betroffenen wird vorgeworfen, den 
Konflikt in der Ukraine angeheizt zu 
haben. Auf die Verlängerung der Sank-
tionen hatten sich Vertreter der EU-Staa-
ten bereits am Mittwoch geeinigt. Am 
Donnerstag wurde die Entscheidung im 
Ministerrat formalisiert. � (dpa/jW)

Späterer Termin für  
Friedensabkommen
Havanna. Bei den Friedensverhandlun-
gen zwischen der kolumbianischen Re-
gierung und den Revolutionären Streit-
kräfte Kolumbiens (FARC) zeichnet 
sich eine Verschiebung des Termins 
für das anvisierte Friedensabkommen 

ab. Der FARC-Verhandlungsführer 
Joaquín Gómez sagte am Donnerstag 
in der kubanischen Hauptstadt Ha-
vanna, er stimme der Äußerung von 
Kolumbiens Staatschef Juan Manuel 
Santos vom Vortag zu, dass die Verein-
barung auch noch nach dem 23. März, 
dem bisherigen Zieltermin, geschlos-
sen werden könne. � (AFP/jW)

WSI: Mindestlohn  
setzt sich durch
Düsseldorf. Die Zahl der tariflichen Ver-
gütungsgruppen, in denen Stundenlöh-
ne unter 8,50 Euro gezahlt werden, ist 
in den vergangenen Jahren deutlich zu-
rückgegangen. Dieses Ergebnis einer 
Studie veröffentlichte das Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftliche Institut 
der Hans-Böckler-Stiftung am Don-
nerstag in Düsseldorf. Rund 4.500 Ver-
gütungsgruppen aus 40 Branchen und 
Wirtschaftszweigen seien untersucht 
worden. Im Januar 2016 sahen nur noch 
drei Prozent davon Stundenlöhne von 
weniger als 8,50 Euro vor. Anfang 2015 
waren es sechs-, Ende 2013 zehn- und 

Anfang 2010 sogar noch 16 Prozent. 
Eine im Mindestlohngesetz vorgesehe-
ne zweijährige Übergangsfrist, die eine 
Unterschreitung des gesetzlichen Min-
destlohns von 8,50 Euro zulässt, gilt 
noch bis Ende 2016. � (jW)

Diskussion um Nennung von 
Herkunftsländern geht weiter
Berlin. Medien sollen nur dann Angaben 
zu Herkunft oder Religion von Straftä-
tern machen, wenn es einen »begrün-
deten Sachbezug« zur Tat gibt. Das 
Plenum des Presserates lehnte es am 
Mittwoch ab, die entsprechende Richt-
linie 12.1 im Pressekodex zu ändern. 
Bild-Chefredakteurin Tanit Koch be-
kräftigte in den ARD-»Tagesthemen« 
nach der Entscheidung ihre Kritik an 
der Richtlinie: Dahinter stecke eine 
Art Generalverdacht gegenüber der 
Bevölkerung, mit gewissen Fakten 
nicht umgehen zu können. Die Bun-
desgeschäftsführerin der Deutschen 
Journalistinnen- und Journalisten-Uni-
on (dju), Cornelia Haß, begrüßte das 
Festhalten an der Richtlinie. � (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Saudi-Arabien hat die bisher größte Militärübung in der Region beendet. An dem Manöver 

»Nördlicher Donner« hatten sich seit Mitte Februar Truppen aus 20 Staaten nahe der Stadt Hafr Al-Batin im Nordosten 

des Landes beteiligt. Bei den letzten Übungen waren neben dem saudischen König Salman auch die Staatsoberhäupter 

und Regierungschefs aus Ägypten, Katar, Dschibuti, Pakistan, Senegal, Sudan, Kuwait und Mauretanien anwesend, wie die 

staatliche saudische Nachrichtenagentur SPA am Donnerstag meldete. � (dpa/jW)

Zynische Parolen in der Festung
Wieder starben mindestens fünf Menschen auf der Flucht

Nach der faktischen Sperrung 
der »Balkanroute« durch die 
jüngsten Grenzschließungen 

wollen die EU-Staaten Flüchtlinge nun 
auch daran hindern, auf andere Routen 
auszuweichen. Der italienische Innen-
minister Angelino Alfano kündigte 
am Donnerstag am Rande des EU-In-
nenministertreffens in Brüssel an, mit 
Albanien entsprechende Gespräche zu 
führen. Rom befürchtet, dass die in 
Griechenland festsitzenden Menschen 
nach Albanien ausweichen und von 
dort aus versuchen, mit Schiffen über 
die Adria nach Italien zu gelangen oder 
auf dem Landweg in Richtung Nor-
den weiterzukommen. Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière warnte 
unterdessen, dass Flüchtlinge auch 
wieder verstärkt versuchen könnten, 
von Libyen aus über das Mittelmeer 
nach Italien zu kommen. »Die Zeit des 

Durchwinkens ist vorbei«, betonte er.
Das bezahlen die Menschen weiter 

mit ihrem Leben. Wie die Nachrich-
tenagentur DHA am Donnerstag mel-
dete, starben vor der türkischen Küste 
erneut fünf Flüchtlinge, darunter ein 
Baby. Zwei weitere Menschen würden 
vermisst, neun seien gerettet worden.

Allein am Mittwoch trafen nach An-
gaben des UN-Flüchtlingshilfswerks 
UNHCR 3.340 Menschen auf den 
griechischen Inseln in der Ostägäis 
ein. Insgesamt sitzen inzwischen rund 
42.000 Schutzsuchende in Griechen-
land fest, mehrere tausend weitere in 
den Ländern entlang der »Balkanrou-
te«. Allein an der Grenze zu Mazedo-
nien harren mindestens 13.000 Flücht-
linge aus. Mit Blick auf deren verzwei-
felte Lage erklärte de Maizière, dass 
die griechischen Behörden »andere, 
bessere Unterkünfte« angeboten hät-

ten. »Und es ist nicht zu viel verlangt 
von den Flüchtlingen, dass sie in bes-
sere Unterkünfte gehen ...«

In der Bundesrepublik ist die Zahl 
der ankommenden Flüchtlinge nach 
Angaben de Maizières um mehr als 
90 Prozent zurückgegangen. »Wir sind 
auf einem sehr guten Weg, und für 
Deutschland werden die Zahlen damit 
auch niedrig bleiben«, so der Bundes
innenminister.

Mazedonien fordert nach der Schlie-
ßung seiner Grenze zu Griechenland 
nun eine Gegenleistung des Westens. 
»Ich hoffe, dass Mazedonien seinen 
Platz am NATO-Tisch erhält«, sagte 
dessen Verteidigungsminister Zoran 
Jolevski am Donnerstag bei einem 
Besuch in Slowenien. »Wir haben ge-
zeigt, dass wir ein verantwortungsvol-
les Mitglied der internationalen Ge-
meinschaft sind.« � (dpa/Reuters/jW)
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»Faschismus 
und Krieg sind 
untrennbar«
In den Medien wird vor allem 
über Geflüchtete, aber nicht über 
Fluchtursachen geredet. Herausforderung 
für Ostermärsche. Gespräch mit Felix Oekentorp

Felix Oekentorp ist 
Landessprecher der 

Deutschen Friedensge-
sellschaft – Vereinigte 

Kriegsdienstgegner und 
-gegnerinnen (DFG-VK) 
in Nordrhein-Westfalen 
und Sprecher der Antifa 

Wattenscheid 

Royales Manöver.

P
R

IV
A

T

junge Welt 11. März 2016 S. 2  


